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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 12 KR 74/09 B 
 
L 1 KR 129/07 (Hessisches LSG) 
S 15 KR 208/05 (SG Gießen) 
 
 
………………………………………………….,  
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………….., 
 
 

g e g e n 
 
BKK Gesundheit, 
Wächtersbacher Straße 89, 60386 Frankfurt am Main, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………., 
 

 
 
beigeladen: 
 
1. ……………………………….., 
 
 
2. Deutsche Rentenversicherung Bund, 
 Ruhrstraße 2, 10709 Berlin. 
 
 
Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 2. März 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   B a l z e r ,  die Richterin   H ü t t m a n n - S t o l l  

und den Richter Dr.  M e c k e  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Hessischen Landessozialgerichts vom 2. Juli 2009 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beteiligten streiten darüber, ob der Kläger wegen seiner Tätigkeit als Vorstandsmitglied bei 

einer Aktiengesellschaft, die laut Satzung zum 6.11.2003 errichtet und am 21.6.2004 in das 

Handelsregister eingetragen worden war, in der gesetzlichen Rentenversicherung in seiner 

Tätigkeit bei der beigeladenen GmbH der Versicherungspflicht unterliegt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Hessischen 

Landessozialgerichts (LSG) vom 2.7.2009 ist in entsprechender Anwendung von § 169 Satz 2 

und 3 SGG als unzulässig zu verwerfen. Der Kläger hat in der Begründung des Rechtsmittels 

entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG keinen Zulassungsgrund hinreichend dargelegt oder be-

zeichnet. 

 

Das Bundessozialgericht (BSG) darf gemäß § 160 Abs 2 SGG die Revision gegen eine Ent-

scheidung des LSG nur dann zulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (Nr 1) oder 

- das angefochtene Urteil von der höchstrichterlichen Rechtsprechung abweicht (Nr 2) oder 

- bestimmte Verfahrensmängel geltend gemacht werden (Nr 3). 

Dagegen ist die inhaltliche Unrichtigkeit der angegriffenen Entscheidung kein Revisions-

zulassungsgrund. 

 

Der Kläger begründet seine Beschwerde damit, dass die beklagte Krankenkasse sowie die 

Vorinstanzen die Vorschriften des § 1 Satz 4 SGB VI aF und § 229 Abs 1a SGB VI unzutreffend 

angewandt hätten. Hierdurch seien seine Grundrechte aus Art 3 Abs 1 GG und Art 2 Abs 1 GG 

iVm Art 20 Abs 3 GG verletzt. Sowohl der einfachrechtlichen als auch der verfassungsrecht-

lichen Auffassung des Senats könne nicht gefolgt werden.  

 

Soweit sich der Kläger damit auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung (§ 160 

Abs 2 Nr 1 SGG) berufen will, hätte ausgeführt werden müssen, welche Rechtsfrage sich ernst-

haft stellt, deren Klärung über den zu entscheidenden Einzelfall hinaus aus Gründen der 

Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung im allgemeinen Interesse erforderlich (Klärungsbedürftig-

keit) und deren Klärung durch das Revisionsgericht zu erwarten (Klärungsfähigkeit) ist (BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 60 und 65; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 16 mwN; vgl auch Bundes-

verfassungsgericht SozR 3-1500 § 160a Nr 7). Diesen Anforderungen genügt die Beschwerde-

begründung nicht.  

 

Bereits eine konkrete Rechtsfrage wird nicht gestellt. Im Wesentlichen wendet der Kläger sich 

gegen die Rechtsauffassung des Senats im Urteil vom 9.8.2006, B 12 KR 3/06 R (BSGE 97, 32 

= SozR 4 2600 § 229 Nr 1). Zwar kann auch eine bereits höchstrichterlich entschiedene 

Rechtsfrage erneut klärungsbedürftig werden, hierfür ist jedoch darzulegen, dass und mit 
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welchen Gründen der höchstrichterlichen Rechtsauffassung in der Rechtsprechung oder in der 

Literatur widersprochen worden ist, oder dass sich völlig neue, bisher nicht erwogene Gesichts-

punkte ergeben haben, die eine andere Beurteilung nahelegen könnten (vgl BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 13). Der Kläger stellt hier lediglich seine rechtliche Bewertung der insoweit 

abweichenden Auffassung des Senats, auch zu den verfassungsrechtlichen Fragen eines Ver-

stoßes gegen den allgemeinen Gleichheitssatz aus Art 3 Abs 1 GG sowie gegen den aus Art 2 

Abs 1 GG iVm Art 20 Abs 3 GG folgenden Vertrauensschutz, gegenüber, ohne dass gewichtige 

andere Auffassungen in Literatur oder Rechtsprechung oder bisher nicht berücksichtigte, eine 

andere Bewertung ermöglichende Gesichtspunkte dargelegt werden. Allein dass der Kläger die 

Rechtsauffassung des Senats für unzutreffend hält, kann die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache nicht begründen. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet ist, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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